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Ausgangspunkt der Beiträge ist die Frage, „ob sich eine Demokratie in 

Krisensituationen aus sich selbst heraus stabilisieren kann“ (7). In den ersten drei 

Erörterungen werden die Überlegungen zugespitzt als Repliken auf die These von 

Ernst-Wolfgang Böckenförde, wonach der freiheitliche, säkularisierte Staat von 

normativen Voraussetzungen zehre, die er selbst nicht garantieren könne. Herbert 

Schnädelbach, Herlinde Pauer-Studer und Volker Gerhardt kommen über drei 

theoretische Wege zu einer deutlichen Zurückweisung der These Böckenfördes als 

einer im Kern undemokratischen Zumutung. Schnädelbach kommt in seiner 

Betrachtung der Verbindung von Metaphysik und Politik zu der Erkenntnis, dass 

„Endlichkeit der Vernunft und Freiheit des Menschen als oberste Orientierungspunkte 

von Politik bedeuten, dass prinzipiell kein politisches Handeln gerechtfertigt werden 

kann, das sich als Agentur irgendeines Absoluten versteht“ (27). Pauer-Studer 

entwirft im Zuge einer Auseinandersetzung mit den drei Problemfeldern Religion, 

kulturelle Identität unter der Bedingung der Globalisierung und Streben nach 

Perfektion ähnlich wie Schnädelbach eine freiheitsbezogene politische Philosophie, 

die den Bürgern den Raum lässt, nach moralischer Verbesserung zu streben, es 

aber ablehnt, „den Perfektionismus als politische Lehre zu unterschreiben“ (42). 

Gerhardt erläutert zudem, dass Böckenfördes These der Tradition der politischen 

Theologie entspringt. Diese steht aber grundsätzlich vor dem Dilemma nicht erklären 

zu können, „warum die theologische Einsicht in der Form eines politischen Gebots 

wirksam werden soll“ (52). Überhaupt sei es unverantwortlich, einer Gesellschaft, „in 

der es keine allgemein verbindlichen religiösen Überzeugungen gibt, einen alle 

verbindenden Glauben unterstellen zu wollen“ (53) – allerdings sei die Biopolitik ein 

Beispiel dafür, dass dies tatsächlich geschehe. Den Beiträgen schließen sich zwei 

weitere und eine Diskussion über die Türkei an, in denen der Frage nach den 

eigenen Kräften einer Demokratie konkret nachgegangen wird. / NW (Autoren-Liste 

ZPol)  
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